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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

 

Az: B 14 AS 435/13 B 
 
L 13 AS 114/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 45 AS 2130/09 (SG Oldenburg) 
 
 
 
………………., 
 
 
 Kläger, Antragsteller und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………………,  
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Jobcenter Oldenburg, 
Stau 70, 26122 Oldenburg, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 

 

Der 14. Senat des Bundessozialgerichts hat am 30. Juni 2014 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  V o e l z k e    sowie die Richter   Prof. Dr.  B e c k e r    und   

Dr.  F l i n t   

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 18. September 2013 wird als unzulässig verworfen.  

 

Der Antrag des Klägers, ihm für das Beschwerdeverfahren Prozesskostenhilfe zu bewilligen und 

Rechtsanwalt S        H          , D                 , beizuordnen, wird abgelehnt.  

 

Außergerichtliche Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten. 

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

  

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision im bezeichneten Urteil des Landes-

sozialgerichts Niedersachsen-Bremen (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 

1 iVm § 169 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz <SGG>).  

 

Nach § 160 Abs 2 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn die Rechtssache grundsätzliche 

Bedeutung hat (Nr 1), das Urteil des LSG von einer Entscheidung des Bundessozialgerichts 

(BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes oder des Bundes-

verfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht (Nr 2) oder wenn ein Ver-

fahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann 

(Nr 3). Eine allgemeine Überprüfung des Rechtsstreits in dem Sinne, ob das LSG in der Sache 

richtig entschieden hat, ist nicht zulässig. Keinen der in § 160 Abs 2 SGG abschließend aufge-

führten Zulassungsgründe hat der Kläger zur Begründung der Beschwerde schlüssig dargelegt 

oder bezeichnet (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG). 

 

Die allein geltend gemachte grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache (§ 160 Abs 2 Nr 1 

SGG) erfordert die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechts-

streit eine grundsätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (vgl 

BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a Nr 11). Die abstrakte Rechtsfrage ist klar zu formulieren, 

um an ihr die weiteren Voraussetzungen für die Revisionszulassung nach § 160 Abs 2 Nr 1 

SGG prüfen zu können (Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, IX, RdNr 181). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist gegeben, wenn 

zu erwarten ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten 

oder die Weiterentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu 

der aufgeworfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem 

Rahmen noch eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das 

Revisionsgericht zur Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl 

Krasney/Udsching, aaO, IX, RdNr 65 f). Es ist aufzuzeigen, dass die Klärung der Rechtsfrage im 

allgemeinen Interesse erforderlich (Klärungsbedürftigkeit) und die Klärung durch das 

Revisionsgericht zu erwarten (Klärungsfähigkeit) ist (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 16).  

 

Diesen Darlegungsanforderungen wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Eine ab-

strakte Rechtsfrage ist in ihr nicht formuliert. Zwar lässt sich dem Beschwerdevorbringen noch 

entnehmen, dass der Kläger die Frage für grundsätzlich hält, wie der Begriff des Angehörigen in 

§ 24 Abs 2 Nr 2 des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) aF auszulegen ist. Doch enthält 

die Beschwerdebegründung keinerlei Auseinandersetzung mit der bereits vorliegenden Recht-

sprechung des BSG zum befristeten Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosengeld (§ 24 SGB II 

aF); hierfür genügt nicht der bloße Hinweis auf das vom LSG herangezogene Urteil des BSG 

vom 31.10.2007 (B 14/11b AS 5/07 R - BSGE 99, 170 = SozR 4-4200 § 24 Nr 1). Die Be-
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schwerdebegründung beschränkt sich insoweit auf eine Kritik der angefochtenen Entscheidung 

des LSG.  

 

Sie zeigt zudem nicht auf, warum der Auslegungsfrage noch grundsätzliche Bedeutung zu-

kommen kann, obwohl die Regelung zum befristeten Zuschlag nach Bezug von Arbeitslosen-

geld (§ 24 SGB II aF) am 31.12.2010 ohne vergleichbare Nachfolgeregelung außer Kraft getre-

ten ist. Schließlich genügt die Beschwerdebegründung den Darlegungsanforderungen auch 

deshalb nicht, weil sie keine näheren Angaben zum konkreten Sachverhalt im vorliegenden 

Verfahren enthält, die eine Beurteilung der Klärungsfähigkeit der vom Kläger aufgeworfenen 

Rechtsfrage, wäre sie klärungsbedürftig, ermöglichen würde. 

 

Prozesskostenhilfe ist dem Kläger nicht zu bewilligen, da seine Rechtsverfolgung aus den vor-

stehend genannten Gründen keine hinreichende Aussicht auf Erfolgt bietet (§ 73a Abs 1 Satz 1 

SGG iVm § 114 Zivilprozessordnung <ZPO>). Da der Kläger keinen Anspruch auf Bewilligung 

von PKH hat, ist auch sein Antrag auf Beiordnung eines Rechtsanwalts abzulehnen (§ 73a 

Abs 1 Satz 1 SGG iVm § 121 ZPO). 

 

Die Verwerfung der Beschwerde erfolgt in entsprechender Anwendung des § 169 Satz 3 SGG 

ohne Zuziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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